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Ausgleich für den Wegfall 
der Vermögensteuer 

üer Vermittlungsausschuß von Bundestag und 
Bundesrat hat sich am 5. Dezember auf einen 
Kompromiß zum Jahressteuergesetz 1997 
Peinigt. Die Länder erhalten einen Ausgleich von 
1>16 Milliarden DM für den Wegfall der betrieb- 
enen und privaten Vermögensteuer im Umfang 
Jon 9,3 Milliarden DM, die auf Grund eines 
Verfassungsgerichtsurteils ab 1. Januar in der 
bisherigen Form nicht mehr erhoben werden darf. 
^azu soll unter anderem die Grunderwerbsteuer von 
Urzeit zwei auf 3,5 Prozent erhöht werden. Dies al- 
lein ergibt Ersatzeinnahmen von 5,25 Milliarden DM. 
außerdem soll der Erbschaftsteuertarif - mit Ausnah- 
me der Spitzensteuersätze - um zwei Prozentpunkte 
erhöht sowie ein geändertes Bewertungsverfahren bei 
^runderwerb eingeführt werden. Die Erbschaftsteuer- 
reform erfolgt rückwirkend zum 1. Januar 1996. 

Einigung über das 
Jahressteuergesetz 1997 

ferner sieht der Kompromiß vor, den steuerlich ab- 
*ugsfähigen Betrag für die Beschäftigung von Haus- 
^Itsnilfen in Privathaushalten von 12.000 auf nur 
J8.000 DM zu erhöhen. Ursprünglich war von der 
Koalition eine Verdoppelung auf 24.000 DM vorge- 
hen. Die SPD hatte die Abschaffung der gesamten 
^euerregelung verlangt. Außerdem bleibt es bei der 
j Schiebung der Grundfreibetragserhöhung um ein 
Jahr auf 1998. Die zunächst auch vorgesehene Ver- 
gebung der Kindergelderhöhung um 20 DM ent- 
ölt. Fortsetzung auf Seite 2 
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Fortsetzung von Seite 1 

Das von der Bundesregierung eingebrach- 
te Arbeitsförderungsreformgesetz lehnte 
die Ausschußmehrheit von SPD und Grü- 
nen ab. Damit werden beispielsweise die 
Meldepflicht für Erwerbslose, die Kür- 
zung der Bezugsdauer von Arbeitslosen- 
geld für Jugendliche sowie eine schärfere 
Mißbrauchskontrolle vorläufig nicht in 
Kraft treten. Der Vermittlungsausschuß 
schlug vor, die Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (ABM) in Ostdeutschland auf 
dem bisherigen Niveau beizubehalten. 
Die lOOprozentige Lohnkostenfinanzie- 
rung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
soll um ein Jahr bis Ende 1997 verlängert 
werden. 

Streitpunkt Vermögensteuer 

Streitpunkt bleibt die Forderung von SPD 
und Grünen nach Beibehaltung der priva- 
ten Vermögenssteuer. Offen ist jetzt, ob 
die Sozialdemokraten ihre Drohung wahr- 
machen und, wie angekündigt, die Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer und 
die damit verbundene Gemeindefinanzie- 
rung aus Umsatzsteueranteilen blockieren 
werden. Die Grünen wollen diese Steuer 
nur abschaffen, wenn zugleich die verblei- 
bende Gewerbeertragsteuer auch von Frei- 
beruflern wie Ärzten und Anwälten erho- 
ben wird. 

Die SPD setzte ein Votum des Ausschus- 
ses durch, mit dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, eine gesetzliche Neure- 
gelung dieser Steuer vorzunehmen. In 
dem Antrag wird zudem verlangt, zugleich 
den Wegfall der betrieblichen Vermögen- 
steuer und der Gewerbekapitalsteuer ge- 
setzlich zu regeln. So muß die Gewerbe- 
kapitalsteuer nun voraussichtlich zum 
1. Januar 1997 in den neuen Ländern ein- 
geführt werden. 

Erfolg der Koalition 
Zu den Ergebnissen des Vermittlungs- 
ausschusses zum Jahressteuergesetz 
1997 erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Hans-Peter Repnik: 

Wichtigstes Ergebnis des zähen Ringens 
mit der Opposition: Dem Jahressteuerge- 
setz 1997 steht nun nichts mehr im Wege! 
Die Vermögensteuer wird gegen den Wi- 
derstand der SPD ab dem 1. Januar 1997 
nicht mehr erhoben. 

Die Neidkampagne der SPD hinsichtlich 
der Vermögensteuer entbehrt dabei jeder 
Grundlage. Der arbeitsplatzschädliche Teil 
der Vermögensteuer auf Betriebsvermögen 
wird ersatzlos gestrichen. Durch die Verla- 
gerung des privaten Teils der Vermögen- 
steuer auf die Erbschaftsteuer wird die so- 
ziale Symmetrie gewahrt und unser Steuer- 
recht vereinfacht. Der Vorschlag der SPD, 
die betriebliche Vermögensteuer abzu- 
schaffen, bezieht sich nur auf Kapitalge- 
sellschaften. 90 Prozent der Betriebe in 
Deutschland, insbesondere der Mittelstand, 
wären damit weiterhin vermögensteuer- 
pflichtig. Deshalb würde auch die von 
der SPD geforderte Beibehaltung der 
privaten Vermögensteuer Arbeitsplätze 
gefährden!!! 

Weitere wichtige Resultate sind: Erbschaft' 
und Schenkungssteuer sowie die dazu- 
gehörige Bewertung des Grundbesitzes 
werden neugeordnet. Existenzgründer weP 
den durch die Verdoppelung des steuerlich 
begünstigten Ansparvolumens von 300.00u 

DM auf 600.000 DM und die Ausdehnung 
des Förderzeitraums besser gefördert. 
Die Beschäftigungsmöglichkeiten in Pri- 

vathaushalten werden durch die 
Erhöhung des abziehbaren Höchstbetrages 

beim Sonderausgabenabzug von bisher 
jährlich 12.000 auf jetzt 18.000 und Weg- 
fall der derzeit bestehenden Konditionie- 
rungen (z. B. Anzahl der Kinder im Haus- 
halt) deutlich erhöht. P 
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Maria Böhmer, in der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion federführend 

für die Frage Sozialversicherungspflich- 
tiger Beschäftigung in Privathaushal- 
ten, zu den Ergebnissen des Vermitt- 
'ungsausschusses von Bundestag und 
Bundesrat zum Jahressteuergesetz 
1997: 
Mit dem Kompromiß zum Jahressteuerge- 
setz 1997 sind die entscheidenden Weichen 
für mehr Sozialversicherungspflichtige Be- 
schäftigung im Privathaushalt gestellt. 

•B Ab dem 1. Januar 1997 kann jeder, der 
e'ne Haushaltskraft bei sich zu Hause sozi- 
alversicherungspflichtig beschäftigt, die 
hosten dafür im Rahmen des Sonderaus- 
gabenabzugs bis zu einer Höhe von 18.000 
DM im Jahr steuerlich geltend machen. 
Damit ist der Hemmschuh, der bislang ei- 
ner Ausweitung der soszialversicherungs- 
Pflichtigen Beschäftigung im Privathaus- 
halt entgegenstand, aus dem Weg geräumt: 
lndem bislang gelten- 
de Einschränkungen 
'ür die Inanspruchnah- 
me des Sonderausga- 
Penabzugs, wie die 
Zugehörigkeit von 
^ei Kindern unter 
*0 Jahren oder eines 
Pflegebedürftigen 
^gehörigen zum Haushalt, entfallen. 
Der abzugsfähige Höchstbetrag wird von 
'2.000 DM auf 18.000 DM erhöht. 

5« Pluspunkt für die Neuregelung ist die 
Einführung eines Haushaltsscheckverfah- 
[Jns, denn damit werden organisatorische 
\torden ausgeräumt und die Poolbildung 
aer Mini-Jobs ermöglicht. 
^Islang mußten Privatpersonen dieselben 
reichten erfüllen wie Betriebe, wenn sie 
jemanden zu Hause beschäftigen wollten. 
D>ese Pflichten sollen nun durch das neue 
Meldeverfahren für sie deutlich einfacher 
[jnd unbürokratischer werden. Der Haus- 
na|tsscheck ist ein Formular, das Arbeitge- 

ber und Arbeitnehmer gemeinsam aus- 
füllen. Es müssen lediglich Angaben zu 
den Personen, zum Arbeitsvolumen 
und zur Entlohnung gemacht werden. 
Der Haushaltsscheck wird bei der 
Krankenkasse eingereicht. Diese ermit- 
telt die abzuführenden Sozialversiche- 
rungsbeiträge und zieht diese 
vom Konto des Arbeitgebers ein. Am 
Jahresende erhält der Arbeitgeber einen 
Nachweis zur Vorlage beim Finanzamt, 
mit dem er die Kosten für die Haus- 
haltskraft steuerlich geltend machen 
kann. Die Arbeitnehmerin bekommt ei- 
nen Beleg über die für sie eingezahlten 
Sozialversicherungsbeiträge. 
Zugleich hat der Haushaltsscheck den 
enormen Pluspunkt, daß es mit seiner 
Hilfe möglich ist, mehrere geringfügi- 
ge Beschäftigungsverhältnisse einer 
Arbeitnehmerin zu bündeln. Dies hat 
den Vorteil, daß die Arbeitnehmerin 
auch dann, wenn sie in mehreren 

Der Weg für mehr 
Sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung im 
Privathaushalt ist frei 

Haushalten aufgrund des geringen 
Stundenumfangs der Tätigkeit jeweils 
unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt, 
durch eine Addition über den Haus- 
haltsscheck dennoch sozialversiche- 
rungspflichtig wird. Sie kann so für 
Alter, Arbeitslosigkeit, Krankheit und 
Pflegebedürftigkeit Vorsorgen. Für die 
einzelnen Arbeitgeber bedeutet es, daß 
sie auch dann den Sonderausgabenab- 
zug in Anspruch nehmen können, 
wenn die Arbeitnehmerin in ihrem 
Haushalt zwar unter der Geringfügig- 
keitsgrenze bleibt, bei allen ihren Ar- 
beitgebern zusammengenommen aber 
darüber kommt. • 
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Gerhard Schröder und die PDS - 
Macht um jeden Preis! 

Vor einigen Wochen ließ der Noch-Mi- 
nisterpräsident und Möchtegern-Kanz- 
lerkandidat Gerhard Schröder - ebenso 
wie sein „Freund" Oskar Lafontaine - 
verlautbaren, zwischen SPD und PDS 
werde es auf Bundesebene keine Koali- 
tion geben. 
Es scheint notwendig, einige Tatsachen in 
Erinnerung zu rufen, die nicht den gering- 
sten Zweifel daran lassen, daß der Genos- 
se Schröder nicht eine Sekunde zögern 
würde, eine Regierungskoalition mit der 
PDS auf Bundesebene zu bilden, wenn ir- 
gend eine Möglichkeit hierfür bestünde. 
„Was zählt, ist allein der Erfolg" - dies 
war wörtlich die Begründung Schröders 
dafür, daß er sich am Tage nach den Land- 
tagswahlen in Sachsen-Anhalt vehement 
für eine Koalition von PDS und SPD ein- 
setzte und der PDS das Wohnungsbau- 
und das Sozialministerium übertragen 
wollte. „Vor allem im sozialen Bereich", 
so Schröder, „ist die PDS der SPD sicher 
in manchem näher als der CDU". 
Im Präsidium der SPD hielt Schröder un- 
mittelbar nach den Landtags wählen in 
Sachsen-Anhalt ein flammendes Plädoyer 
für die Koalition zwischen SPD und PDS, 
weil man der PDS „Verantwortung über- 
tragen" müsse - im Kommentar der Han- 
noverschen Allgemeinen Zeitung vom 29. 
Juni 1994 wird dies mit der Überschrift 
„Ekelhaft" zutreffend charakterisiert. 
Das geschah wenige Wochen, nachdem 
die SPD in ihrer „Dresdener Erklärung" 
jeder Zusammenarbeit mit der PDS eine 
Absage erteilt hatte. Diese Erklärung war 
für Schröder nicht das Papier wert, auf 

dem sie stand. Entlarvender als mit den 
Worten „Was zählt, ist allein der Erfolg" 
konnte Schröder nicht mehr das Bekennt- 
nis abgeben, daß es ihm um Macht um je- 
den Preis geht, auch um den Preis einer 
Koalition mit der PDS. Einer Partei, die 
vom Programm her eindeutig verfassungs- 
feindliche Positionen vertritt und in der 
bei den Funktionären Stalinisten und 
Kommunisten mit den Ton angeben. 
In einer von der CDU-Landtagsfraktion 
beantragten Aktuellen Stunde mit dem 
Thema „Die PDS, der niedersächsische 
Verfassungsschutzbericht und Schröders j 
Verbrüderung mit dem Linksextremismus' 
am 13. Juli 1994 habe ich einen eindring- 
lichen Appell an Schröder gerichtet, daß 
Demokraten sich gemeinsam von Rechts- 
wie von Linksextremisten absetzen sollten- 

Von Christian Wulff, 
Vorsitzender der 

CDU Niedersachsen 

Schröders Reaktion war, daß er von sei- 
nem Plädoyer für eine Zusammenarbeit 
von SPD und PDS nichts zurückzunehmen 
habe. 
Es ist also eine Tatsache, wenn man 
Schröder als Vater des Gedankens von KO' 
alitionen von PDS und SPD ansieht. 
Diese Haltung Schröders ist nur eine kon- 
sequente Fortsetzung seines Verhaltens als 
deutschlandpolitischer Geisterfahrer vor 
der Wiedervereinigung. Schröder gehörte 
zu den Politikern, die die „Akzeptanz der 
staatlichen Trennung ohne Wenn und 
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^ber" über Jahre hinweg gefordert haben. 
^as Wiedervereinigungsverbot des Grund- 
netzes war für ihn die „Lebenslüge der 
Wiedervereinigung". Freundschaftliche 
Kontakte und gemeinsame Feste mit Egon 
Krenz, einem der Hauptverantwortlichen 
Ijfr das menschenverachtende Honecker- 
^egime waren für ihn eine Selbstverständ- 
"chkeit. Nachdem der Genosse Schröder 
^m Genossen Erich Honecker in Ost- 
°erlin gehuldigt hatte, kehrte der Genosse 
Schröder mit der Erkenntnis zurück, 
^onecker „sei ein zutiefst redlicher 
Mann" und man müsse Respekt haben vor 
Lesern „wirklich bedeutenden Mann und 
v°r dessen historisch bedeutender Lei- 
stung", so der Bericht im „Vorwärts" vom 
2l-Dezember 1985. 
jHröder lieferte damit zum einen einen 
^eweis für sein verschobenes politisches 
Koordinatensystem; denn derselbe Schrö- 
ter verglich den damaligen Ministerpräsi- 
^enten Ernst Albrecht, dessen Leistungen 
Uoer alle Parteigrenzen hinweg anerkannt 
Wurden, wörtlich mit einem „miesen Gau- 
!)er" und nannte ihn einen „Menschenver- 
ächter". 

as zeigt aber auch zum anderen, daß und 
^arum dieser Genosse Schröder nicht die 
Pfingsten Probleme mit einer Verbrüde- 
rung mit den PDS-Erben Erich Honeckers 
v°n Gysi bis zu Sarah Wagenknecht hätte. 
gegenüber den Menschen in den neuen 
Bundesländern hat der Genosse Schröder 
[J1 übrigen eine Verachtung und einen 
^ochmut an den Tag gelegt, die an frühere 
Machthaber in der DDR durchaus erin- 
nern. „Wer später kommt, muß sich hinten 
Stellen" - das war Schröders Begrüßung 
|egenüber den Menschen in den neuen 
Bundesländern nach der Wiedervereini- 
§ung. Mit seinem Satz „Die DDR-Bürger 
Jessen sich für den Aufbau selbst 
J^mmlegen" diffamierte er die gesamte 
°evölkerung der DDR, die unter der deut- 
Schen Teilung wahrlich genug zu leiden 
8ehabt hatte, als eine Versammlung von 

Faulpelzen, und dementsprechend verkün- 
dete er auch an deren Adresse: „Weiteres 
Geld können wir nicht geben." Insoweit 
lag er in diesem Falle einmal ganz auf ei- 
ner Ebene mit Oskar Lafontaine, der der 
Absicht der CDU-Bundesregierung eine 
klare Absage erteilte, allen Bürgern der 
DDR den Zugriff auf die sozialen Siche- 
rungssystem der Bundesrepublik zu er- 
möglichen, und dem noch im Oktober 
1993 für die neuen Bundesländer „eine 
Niedrigwährung ä la Tschechische Repu- 
blik für Ostdeutschland" vorschwebte. 
Noch im gerade beendeten niedersächsi- 
chen Kommunalwahlkampf glaubte Schrö- 
der, mit dem Satz, „man könne die neuen 
Bundesländer ja nicht an Polen abtreten", 
die Lufthoheit über den Stammtisch er- 
obern zu müssen. Der Schriftsteller Erich 
Loest hat völlig zu Recht festgestellt, daß 
dieser fürchterliche Satz etwa von der glei- 
chen erbärmlichen Qualität ist wie der Satz 
„Neger sind auch eine Art Menschen". 

PDS stört ihn nicht 
Die Begründung Schröders schließlich für 
seine angebliche Ablehnung einer Zusam- 
menarbeit von SPD und PDS rundet das 
ganze Bild ab. Diese Begründung sieht 
Schröder nämlich einzig und allein in der 
fehlenden „gesellschaftlichen Akzeptanz" 
für eine solche Koalition. Schröder gibt al- 
so selbst zu, daß ihn die kommunistischen 
und stalinistischen Elemente und verfas- 
sungsfeindlichen Programmteile der PDS 
nicht im geringsten stören. Einzig und al- 
lein die Furcht, Stimmen vor allen Dingen 
auch bei aufrechten Sozialdemokraten ein- 
zubüßen, ist der Grund dafür, daß er seine 
wahren Absichten vor den Wahlen leug- 
net. Mit dieser Art Wählertäuschung ha- 
ben gerade die Niedersachsen reichlich 
Erfahrung, die Opfer des größten Wahlbe- 
truges durch Schröder geworden sind. Wir 
sollten alles daran setzen, dem Genossen 
Schröder die Maske des Biedermannes ab- 
zunehmen. 



Seite 6 • UiD 39/1996 SACHSEN-ANHALT / HESSgÜ 

Rot-Grün - oder wie 
Länder die Krise kriegen 

• Sachsen-Anhalt in der Tolerie- 
rungsfalle: Rot/Grün + PDS 

Mit der rot-grünen Koalition im 
Schlepptau der PDS verzeichnet Sach- 
sen-Anhalt mit 17 Prozent im Novem- 
ber 1996 die bundesweit höchste 
Arbeitslosenquote und das niedrigste 
Wirtschaftswachstum im Durchschnitt 
der neuen Länder. Mit 2,34 Mrd. DM 
Neuverschuldung und einer Kredit- 
finanzierungsquote von 11,2 Prozent 
nimmt Sachsen-Anhalt hingegen bei der 
Neuverschuldung einen traurigen Spit- 
zenplatz ein. Den bundesweit meisten 
Firmenpleiten steht die höchste Perso- 
naldichte im Staatsdienst gegenüber. 

Vor diesem Hintergrund sollte der Haus- 
halt 1997 ein Sparetat werden - herausge- 
kommen ist ein Haushalt nach den Vor- 
stellungen der PDS, von dem sich Finanz- 
minister Wolfgang Schaefer (SPD) mit 
den Worten distanzierte: „Dieser Kompro- 
miß ist der Preis für das Magdeburger Mo- 
dell." (FAZ, 6. 12. 1996) 
Wie massiv die Einflußnahme der PDS ist, 
zeigt die Bemerkung Schaefers, er stelle 
sich personell in Frage, wenn er „allen 
Forderungen der PDS nachkommen muß". 
(FAZ, 6. 12. 1996) 

Wie weit der Einfluß der PDS geht, zeigt 
ebenfalls die Aussage des SPD-Fraktions- 
geschäftsführers Bullerjahn, Schaefer 
müsse sich „für bestimmte Prozesse öff- 
nen oder die Konsequenzen ziehen". 
(Magdeburger Volksstimme, 5. 12. 1996) 

• Rot-grünes Justiz-Fiasko in 
Hessen: der Henrichs/Plott- 
nitz-Skandal 

„Der Druck auf Hessens Justizminister 
wächst" (Welt, 24. 4. 1996). „Justizmini- 
ster von Plottnitz kommt immer stärker 
unter Druck" (Handelsblatt, 25. 11. 1996)- 

Es ist eher schon ein Dauerdruck, 
unter dem Rupert von Plottnitz, der grüne 
Justizminister in Hessen, steht. 70 Aus- 
brüche aus hessischen Gefängnissen, die 
Freilassung von Schwerkriminellen aus 
Untersuchungsgefängnissen und seine 
Forderungen nach „Entkriminalisierung" 
tragen von Plottnitz, der rot-grünen 
Landesregierung und dem Land Hessen 
immer wieder negative Schlagzeilen ein- 

Die Honoraraffäre um den Präsidenten de* 
Frankfurter Oberlandesgerichts, Horst 
Henrichs (SPD), bringt den Justizminister 
nun erneut in Bedrängnis: 

Inflationsrate wieder auf 1,4 Prozent gesunken 
Die Inflationsrate in Deutschland ist im November wieder auf das zuletzt im 
September 1996 erreichte Rekordtief von 1,4 Prozent gesunken. Wie das Statisti- 
sche Bundesamt in Wiesbaden mitteilte, steigen die Lebenshaltungskosten in 
diesem Monat gegenüber November des Vorjahres um diese Rate. Im Vergleich 
zum Oktober gab es damit einen Rückgang um 0,1 Prozent. 
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Steinkohlefinanzierung 

Entscheidung bis Mitte Februar 1997 
„Die Bundesregierung ist weiterhin 
an einer einvernehmlichen, bis in das 
Jahr 2005 reichenden Regelung der 
Steinkohlefinanzierung interessiert. 
Die notwendigen Entscheidungen 
werden im Februar 1997 getroffen." 
Dies erklärte der Chef des Bundes- 
kanzleramtes, Bundesminister Fried- 
rich Bohl, nach dem Gespräch des 
Bundeskanzlers mit dem Vorsitzenden 
der IG Bergbau und Energie, Hans 
Berger. An dem Gespräch hatten von 
Seiten der IGBE auch die beiden stell- 
vertretenden Vorsitzenden, Klaus Süd- 
hofer und Fritz Kollorz, teilgenommen. 
Von seiten der Bundesregierung waren 
auch die Bundesminister Rexrodt und 
Blüm sowie - in Vertretung von Bun- 
desminister Theo Waigel - Staatsse- 
kretär Stark beteiligt. Eine Fortsetzung 
der Gespräche wurde vereinbart. 
Der Bundeskanzler habe bekräftigt, 

daß die Hilfen für die deutsche Stein- 
kohle in Zukunft weiter zurückgeführt 
werden müßten. Sein Ziel bleibe aber 
weiterhin, die Rahmenbedingungen 
für die Erhaltung eines lebensfähigen 
Bergbaus in der Bundesrepublik 
Deutschland zu schaffen. Gleichzeitig 
müsse und werde der Strukturwandel 
in den beiden Revierländern Nord- 
rhein-Westfalen und Saarland weiter- 
gehen. Die in den betroffenen Regio- 
nen lebenden Menschen dürften nicht 
allein gelassen werden. 

Der Bundeskanzler habe erneut auf die 
Notwendigkeit einer ausgewogenen 
Nutzung aller Energieträger hingewie- 
sen, zu der auch die Kernenergie 
gehöre. Deshalb sei es richtig, erneut 
die Bereitschaft der SPD und der von 
ihr regierten Länder zu einer Verstän- 
digung, insbesondere im Bereich der 
Entsorgung zu prüfen. 

Ohne eingehende Überprüfung genehmig- 
te Von Plottnitz die gutachterliche Ne- 
bentätigkeit Henrichs für die IG Metall, 
d'e diesem 1,34 Mio. DM eintrug. Als sich 
daran Kritik entzündete und die Forderung 
nach Aufklärung erhoben wurde, stellte 
s'ch heraus, daß Notizen aus der Henrichs- 
Akte verschwunden waren. 

* »Deshalb ist es nicht falsch, wenn da- 
von gesprochen wird, der Fall Henrichs 
sei eigentlich ein Fall Plottnitz." (FAZ, 
28. 11. 1996) 

• »»Der Gedanke, hier habe ein Minister 
einen ihm gegenüber besonders kritisch 
eingestellten Richter möglicherweise 
durch eine sehr großzügige Genehmi- 

gung etwas milder stimmen wollen, ist 
beunruhigend." (Die Welt, 26. 11. 1996) 

Nicht von der Hand zu weisen ist der Ver- 
dacht von massivem Filz in dieser rot-grü- 
nen Affäre. Ein Beispiel: Henrichs ließ 
seinen Parteifreund, Ex-Innenstaatsse- 
kretär Christoph Kulenkampff über dessen 
Wirtschafts- und Steuerprüfungsgesell- 
schaft mitverdienen. Kosten für die IG 
Metall und ihre beitragzahlenden Mitglie- 
der: zusätzliche 377.000 DM. 

Ein Untersuchungsauschuß beschäftigt 
sich nun mit dem Skandal, nachdem von 
Plottnitz die Übernahme seiner politischer 
Verantwortung verweigert hat. Tendenz: 
Ende offen, Kosten steigend. • 



Seite 8 • UiD 39/1996 HOCHSCHULEN 

Wettbewerb und Differenzierung 
durch Leistungsanreize 

Ziel der Reform des deutschen Hoch- 
schulsystems ist es, durch Deregulie- 
rung, durch Leistungsorientierung und 
durch die Schaffung von Leistungsan- 
reizen Wettbewerb und Differenzierung 
zu ermöglichen sowie die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Hochschulen für das 21. Jahrhundert 
zu sichern. Dazu können folgende Maß- 
nahmen vorgesehen werden: 

Bereich Hochschulfinanzierung 
und Hochschulmanagement 

Einführung einer leistungsabhängigen 
Hochschulfinanzierung 
Staatliche Finanzierung der Hochschulen 
nach Maßgabe der in Lehre und For- 
schung sowie bei der Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses erbrachten 
Leistungen. Andere Kriterien können hin- 
zutreten. Eine Grundausstattung der Hoch- 
schulen muß sichergestellt bleiben. Aus- 
nahmen von einer formelgebundenen Fi- 
nanzverteilung bleiben beispielsweise zum 
Aufbau neuer Hochschulen, Fachbereiche 
oder Studiengänge möglich. 

Hochschulinterne Ressourcenverteilung 
auf der zentralen Ebene und auf der Fach- 
bereichsebene ebenfalls im Grundsatz 
nach Maßgabe der erbrachten Leistungen, 
wobei auch hier weitere Kriterien hinzu- 
treten können. 
Stärkung der Leitung der Hochschulen 
Verantwortung der Leitung der Hochschu- 
le für 
• die Aufstellung des Haushalts- 

voranschlages und 
• die hochschulinterne Mittelverteilung. 

Flexibilisierung der Hochschulhaushalte 

durch zumindest weitgehende gegenseiti- 
ge Deckungsfähigkeit der Haushaltsansät- 
ze; neben der herkömmlichen kameralisti- 
schen Haushaltsführung Zulassung einer 
Wirtschaftsführung nach kaufmännischen 
Grundsätzen im Rahmen von Wirtschafts- 
plänen. Die bisherige haushaltsrechtliche 
Detailsteuerung der Hochschulen durch 
den Staat soll durch eine Programmsteue- 
rung beschränkt werden. 
Grundsätzliche Befristung von Berufung^: 
zusagen über die personelle und sächliche 
Ausstattung der Professuren und Institute, 
um der Hochschul- und Fachbereichslei- 

Hochschulpolitische Eckpunkte, 
vorgelegt von 

den Wissenschaftsministern 
der Union in den 

Ländern und im Bund 

tung neue Schwerpunktsetzungen bei der 
Ressourcenverteilung zu ermöglichen. 

Einführung einer Evaluation von Lehre 
und Forschung, insbesondere zur Qua- 
litätssicherung. 

Bereich Hochschulpersonal 
Weitgehende Personalautonomie der 
Hochschulen 
Übertragung der Zuständigkeit für die ei- 
genverantwortliche Einstellung des Hoch- 
schulpersonals auf die Hochschulen. Aus- 
genommen bleiben die Auswahl und Er- 
nennung der Hochschulleitung einschließ' 
lieh der Hochschulkanzler sowie die Beru- 
fung der Professoren. Hier kann modeil- 
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haft eine Übertragung der Entscheidungs- 
zuständigkeit vom Wissenschaftsmini- 
ster/-senator auf einen Hochschulrat 
(Board) erprobt werden. 
Änderung der Einstellungsvoraussetzun- 
Sgn von Professoren 
• Streichung der bisherigen gesetzlichen 
Regelvermutung hinsichtlich der pädago- 
gischen Eignung all derjenigen Bewerber 
urn eine Professur, die die Qualifikation 
als Forscher nachgewiesen haben. 
• Flexibilisierung des Nachweises zusätz- 
licher wissenschaftlicher Leistungen, die 
'n Zukunft nicht mehr regelmäßig durch 
eine Habilitation nachgewiesen werden 
Müssen, vielmehr - wie bei Berufungen 
aus dem Ausland - auch durch gleichwer- 
tige wissenschaftliche Leistungen belegt 
Werden können. 
• Regelmäßige Einholung externer Gut- 
achten bei der Berufung von Professoren. 

gerufung von Professoren auf Zeit 
Berufung von Professoren zum Beamten 
°der Angestellten auf Zeit als Mittel einer 
flexibleren Personalstruktur. 

MÜstungsanreize für Professoren 
Ifii Rahmen des Besoldungsrechtes sollen 
Zusätzliche Leistungsanreize für ein be- 
sonderes Engagement in den Bereichen 
Lehre, Weiterbildung und Drittmittelfor- 
schung geschaffen werden. Beispielsweise 
soll die Zahlung einer Lehrvergütung für 
eine über die Regellehrverpflichtung hin- 
ausgehende Lehrtätigkeit auch bei Weiter- 
k'ldungsangeboten, die nicht auf einer 
^udien- oder Prüfungsordnung beruhen, 
ermöglicht werden. 

ftfderung der Mobilität des wissenschaft- 
^£hen Nachwuchses 
J^'chtanrechnung der Zeit einer Beurlau- 
bung für eine wissenschaftliche Tätigkeit 
'n einer außeruniversitären privaten oder 
°ftentlichen Forschungsstätte bei Zeltbe- 
tten und Zeitangestellten auf die Dauer 

des befristeten Dienstverhältnisses zur 
Hochschule. 

Bereich Hochschulzugang 
Die Wissenschaftsminister der Union in 
den Ländern und im Bund sind überein- 
stimmend der Auffassung, daß Deutsch- 
land nicht zu viele Studierende hat. Die 
Bildung unserer jungen Menschen ist un- 
ser wichtigstes Gut. 

Zulassung in Numerus-clausus-Fächern 
Beteiligung der Hochschulen bei der Aus- 
wahl der Studienbewerber durch Ein- 
führung eines Auswahl Verfahrens, in dem 
für einen Teil der Studienbewerber eine 
Auswahl nach Eignung und Motivation er- 
folgt, zum Beispiel durch Auswahlge- 
spräche, Tests, studiengangspezifische 
Leistungsanforderungen oder die Gewich- 
tung von schulischen Noten, die über die 
Eignung für den jeweiligen Studiengang 
besonderen Aufschluß geben können. Die 
Studierplätze werden danach überwiegend 
wie bisher nach dem Notendurchschnitt, 
im übrigen - in einem von den Ländern 
festzulegenden Verhältnis - nach dem Er- 
gebnis des Auswahlverfahrens und nach 
der Wartezeit vergeben. 
Öffnung des Hochschulzugangs für beruf- 
lich Qualifizierte ohne herkömmliche 
Hochschulzugangsberechtigung für Be- 
werber mit einem ersten berufsqualifizie- 
renden Abschluß oder der Qualifikation 
als Meister oder einer vergleichbaren Qua- 
lifikation aufgrund einer Eignungsfeststel- 
lung nach Maßgabe des Landesrechts. 

Bereich Hochschul- und Studien- 
struktur, Hochschulgrade 
Stärkung der Fachhochschulen: neue Aus- 
balancierung des in Deutschland vorhan- 
denen differenzierten Systems unter- 
schiedlicher Hochschularten mit dem Ziel 
der zügigen Vermittlung berufsqualifizie- 
render Abschlüsse durch Stärkung des 
Fachhochschulsystems, insbesondere 
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Rentenerhöhung in neuen Bundesländern 
Der stellvertretende CDU-Fraktions- 
vorsitzende und Sprecher der 
Unionsabgeordneten aus den neuen 
Ländern, Paul Krüger, erklärte zu 
der Entwicklung der Rentenbezüge 
in den neuen Ländern: 
Die Zahlen der Rentenanpassung sind 
ein wichtiges Ergebnis. Nunmehr er- 
weist sich, daß es notwendig und rich- 
tig war, die Umstellung der Rentenan- 
passung in den neuen Ländern zum 
1. Juli 1996 an die dortige tatsächliche 
Lohnentwicklung anzukoppeln. 
Damit besteht für ostdeutsche Rentner 
die Chance, ihre Nettoalterseinkom- 
men schrittweise weiter an das West- 
niveau anzugleichen. 
Zum Vergleich: Ehepaare in den neuen 
Ländern bezogen 1995 ein durch- 
schnittliches monatliches Nettoein- 
kommen von 3.118 DM. Ein ver- 
gleichbares Rentnerehepaar im Westen 

erzielte im gleichen Jahr ein monatli- 
ches durchschnittliches Nettoeinkom- 
men von 3.769 DM. Das Rentnerehe- 
paar Ost erreichte damit rd. 83 % des 
vergleichbaren Einkommens West. 

Daß gleichwohl die monatlichen Zah- 
lungen aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung im Durchschnitt in den 
neuen Ländern höher liegen, liegt an 
den unterschiedlichen Rentenbiogra- 
phien. Entscheidend im Ost-West-Ver- 
gleich ist jedoch; daß für mehr als 99 
Prozent der Männer und Frauen in den 
neuen Ländern die Gesetzliche Ren- 
tenversicherung die einzige Einnah- 
mequelle im Alter darstellt, während 
die Senioren in den alten Ländern häu- 
fig über mehrere Einnahmequellen der 
Altersvorsorge verfügen, wie Einkünf- 
te aus Vermögen, Pensionsansprüche 
und Betriebsrenten, die in den neuen 
Ländern fast völlig fehlen. 

durch Erweiterung des Fächerspektrums. 
Maßstab ist dafür die Intensität des Praxis- 
bezugs in Lehre und Forschung. 

Neufestsetzung der Regelstudienzeiten auf 
4 Jahre an Fachhochschulen und in der 
Regel 472 Jahre an Universitäten. Dies 
schließt Praxissemester an Fachhochschu- 
len ein. 

Regelmäßige Leistungsnachweise und 
Zwischenprüfungen spätestens im 4. Se- 
mester als frühzeitige Indikatoren für Stu- 
dierende über ihre Eignung und Erfolgs- 
aussicht; Bestehen der Zwischenprüfung 
bis spätestens zum Abschluß des 6. Seme- 
sters soll Voraussetzung für die Fortset- 
zung des Studiums sein. 

..Freischußregelung" in allen dafür geeig- 
neten Prüfungsordnungen. 

Internationalisierung der deutschen Hoch- 
schulen 
# Entwicklung eines Konzepts für ein 
Credit Transfer System zur Erleichterung 
des Hochschulwechsels aus dem Ausland 
nach Deutschland und umgekehrt, entspre- 
chende Anwendung dieses Systems für die 
Mobilität zwischen Hochschulen inner- 
halb Deutschlands, und zwar für Studien- 
und Prüfungsleistungen sowohl im Prä- 
senz- wie auch im Fernstudium. 

• Verleihung international anerkannter 
Hochschulgrade 

Eröffnung der Möglichkeit für deutsche 
Hochschulen, - neben dem bisherigen 
Graduierungssystem (Diplom, Magister) - 
die im angelsächsischen Graduierungssy- 
stem üblichen Hochschulgrade Bachelor 
und Master zu verleihen. 
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etablieren. Sie darf dabei freilich nicht 
. einem totalem Primat der Umweltpolitik 
gehorchen, der bei vielen Beurteilungen 
durch den Umweltverband durchzuschim- 
mern scheint. 

Im einzelnen sind folgende weitere Punkte 
zu kritisieren: 

• Die Analyse des Naturschutzbundes be- 
wertet die bisher erzielten Erfolge im Kli- 
maschutz ungenügend. So sind die 12,7 
Prozent C02-Minderung, die wir seit 1990 
erreicht haben, nicht nur auf die Stillegung 
ostdeutscher Industriebetriebe zurückzu- 
führen, sondern eine deutliche Steigerung 
der Energieeffizienz in den alten wie in den 
neuen Bundesländern hat hierzu erheblich 

Umweltpolitik nicht isoliert sehen 
Es ist prinzipiell sinnvoll, daß ein 
führender deutscher Naturschutzver- 
band - wie der NABU - aktiv den Dia- 
'pg mit der Politik sucht und ausführ- 
lich Position zu zentralen Fragen und 
Projekten der Umweltpolitik bezieht, 
allerdings sollte er dies abgewogen und 
Möglichst objektiv tun. Tenor und Duk- 
tl»s des Positionspapieres sind hingegen 
oftmals einseitig gefärbt und auch an ei- 
nigen Stellen sachlich falsch. 
Gerade eine Reihe der in der jüngsten Ver- 
gangenheit insbesondere von Bundesum- 
^eltministerin Angela Merkel erzielten 
^weltpolitischen Erfolge sind es, die 
*entrale Kritikpunkte des Naturschutzbun- 
jks relativieren oder ganz widerlegen, 
^ies mag nicht zuletzt daran liegen, daß 
e'n Umweltverband - beinahe naturgemäß 
""ein segmentarisches Politikverständnis 
Vertreten muß, das die Umweltpolitik ab- 
s°lut setzt und oftmals nicht den Bezug zu 
äderen Politikfeldern, wie insbesondere 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik, und der 
^'t ihnen verbundenen Rahmenbedingun- 
pn herstellt. Es ist zwar „von der reinen 
^hre her völlig korrekt", ein umweltpoli- 
t,sches Maximum zu fordern und diese 
Meßlatte auch an die konkrete Regie- 
rungspolitik anzulegen. Dies widerspricht 
*er jedweder aktuellen politischen Rea- 
lllät und auch dem Konzept der Union ge- 
rade vor dem Hintergrund einer anzustre- 
benden nachhaltigen Entwicklung: Um- 
welt, Wirtschaft und Sozialpolitik und da- 
^'t auch ihrer gegenseitigen Anforderun- 
§en möglichst eng miteinander zu verzah- 
nen und entsprechend abzustimmen. Wir 
w°llen eben nicht - wie es der Natur- 
Schutzbund in seinem Vorwort zum 
»Schwarzbuch" vermutet - „die Umwelt- 
Un<l damit die Lebensqualität wirtschaftli- 
chen Belangen unterordnen". Sondern, wir 
w°'len eine gleichrangige Gewichtung 

Stellungnahme des 
Vorsitzenden des Bundesfach- 

ausschusses Umweltpolitik, 
Kurt-Dieter Grill, 

zum „Schwarzbuch 
Umweltpolitik" des Natur- 
schutzbundes Deutschland 

beigetragen. In der Tat sind noch beträcht- 
liche Anstrengungen nötig, bis wir unser 
25-Prozent-Ziel erreichen. Insgesamt ist 
beim C02-Minderungskonzept der CDU- 
geführten Bundesregierung zu betonen, 
daß es aus einem sehr komplexen Maß- 
nahmenbündel besteht und nicht einzelne 
Maßnahmen als Königsweg in den Mittel- 
punkt stellt. 

• In der Bewertung der Energiepolitik 
durch den Naturschutzbund besteht ein 
deutlicher Widerspruch zu der von ihm zu 
Recht angemahntem Einhaltung des CO2- 
Minderungsziels bis 2005. Bei der Risiko- 
bewertung der Atomkraft wird vom Natur- 
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Schutzbund der CCh-Minderungsfaktor der 
Kernenergie vollkommen ausgeblendet. 
Selbst bei größten Anstrengungen im Be- 
reich der regenerativen Energien und des 
Energiesparens erscheint ein Erreichen des 
C02-Minderungsziels bis 2005 ohne die 
Nutzung der Kernenergie „ökonomisch 
verträglich" nicht erreichbar. Auch die Ar- 
gumentationskette bezüglich der Reaktor- 
sicherheit in anderen Staaten ist sehr ein- 
seitig. In den kommenden Jahrzehnten 
werden unsere Nachbarn im Osten Euro- 
pas und zentrale Entwicklungsstaaten in 
Asien nicht auf die Nutzung der Nuklear- 
energie verzichten. Ein einseitiger Aus- 
stieg der Bundesrepublik Deutschland 
würde eben die dortigen Sicherheitsstan- 
dards nicht verbessern, sondern ganz im 
Gegenteil einen zentralen technologischen 
Fadenriß bei Sicherheitstechnologien zur 
Folge haben. Abenteuerlich ist die Argu- 
mentationskette des Umweltverbandes 
zum Forschungsreaktor Garching II. Die 
Verhandlungen zur Genfer Abrüstungs- 
konferenz wurden nicht durch seine Inbe- 
triebnahme gefährdet, sondern es war viel- 
mehr die unnachgiebige indische Position, 
die einen allgemeinen Konsens verhindert 
hat. 

# Zu begrüßen ist die grundsätzlich posi- 
tive Bewertung der Kfz-Steuerreform. Al- 
lerdings hat die CDU-geführte Bundesre- 
gierung sehr wohl - wie der Naturschutz- 
bund sicherlich bemerkt haben wird, aber 
verschweigt - in die Gesetzesvorlage eine 
Anreizkomponente zur Verbrauchsredu- 
zierung eingebaut. Ich erinnere an die 
Steuernachlässe von 500 DM beim 
„5-Liter-Auto" und von 1.000 DM beim 
„3-Liter-Auto". 

• Die Bewertung der Abfallpolitik ist in 
einer Reihe von Punkten nicht nachzuvoll- 
ziehen. Allein die in jüngster Zeit von 
neutraler Seite veröffentlichten Zahlen be- 
legen eindeutig, daß auch wichtige Ver- 
meidungsanreize im Abfallbereich durch 

unsere Politik gesetzt wurden. So ist das 
Abfallaufkommen nach Berechnungen des 
Umweltbundesamtes in Deutschland von 
1990 bis 1993 um zehn Prozent von 374 
Millionen Tonnen auf 337 Millionen Ton- 
nen zurückgegangen. Gleichzeitig erhöhte 
sich die Verwertungsquote von 20 auf 25 
Prozent. Gerade auch in dem vom Natur- 
schutzbund besonders kritisierten Ver- 
packungsbereich ist dies nach Erlaß der 
Verpackungsverordnung gelungen: Zwi- 
schen 1991 und 1995 hat sich der Pack- 
mitteleinsatz um rund 1,3 Millionen Ton- 
nen verringert. Auch die von ihm ange- 
mahnten Verordnungen zur Ausgestaltung 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sind von 
der Bundesregierung vorgelegt worden. 
Ich erinnere nicht zuletzt neben dem „un- 
tergesetzlichen Regelwerk" auch an die 
erst vor wenigen Wochen im Kabinett be- 
schlossene Novelle der Verpackungsver- 
ordnung und die Altauto-Verordnung, die 
die entsprechende freiwillige Selbstver- 
pflichtung der Automobilindustrie aus 
dem Frühjahr dieses Jahres flankiert. 

• Auch die Argumentation des Natur- 
schutzbundes zu Mehrwegquoten ist nicht 
nachvollziehbar. Dieser weiß sicherlich 
sehr genau, daß es uns nur unter „größten 
Anstrengungen" möglich sein wird, die 
entsprechenden Quoten, wie sie in der ge- 
genwärtigen oder auch in der vorgelegten 
Novelle der Verpackungsverordnung fest- 
geschrieben sind, gegenüber den massiven 
Bedenken in weiten Teilen Europas zu 
verteidigen. Hier hat in besonderer Weise 
Bundesumweltministerin Angela Merkel 
und das BMU immer wieder mit Nach- 
druck unsere Position vertreten. Es wäre 
wünschenswert, wenn der Naturschutz- 
bund in diesen und anderen Fragen ge- 
meinsam mit uns gerade auch auf europäi- 
scher Ebene agieren würden, anstatt mit 
überzogenen Forderungen, die in keiner 
Weise realistisch europaweit durchsetzbar 
sind, unsere Stellung weiter zu 
schwächen. 
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Praktikable und wettbewerbs- 
orientierte Rahmenbedingungen 

Beschluß des Bundesfachausschusses 
Medienpolitik zum Referentenentwurf 
eines Informations- und Kommuni- 
kationsdienstegesetzes des Bundes sowie 
*u der beabsichtigten Verabschiedung 
eines Staatsvertrages über Medien- 
dienste durch die Länder: 
Öer Bundesfachausschuß Medienpolitik 
Unterstützt das rasche Vorgehen des Bun- 
des und der Länder bei der Schaffung ge- 
setzlicher Rahmenbedingungen, die u. a. 
den freien Zugang der neuen Dienste zum 
Markt und damit deren Entwicklungsmög- 
'•chkeiten sicherstellen sowie einen ver- 
besserten Schutz vor Mißbrauch dieser 
Dienste vorsehen. Er geht davon aus, daß 
die Bundesregierung und die Länder die 
loch offenen Fragen im Verlauf der weite- 
ren Rechtssetzungsverfahren zügig lösen 
ünd mögliche Unstimmigkeiten ausräu- 
men werden, um einen einheitlichen recht- 
lichen Rahmen zu schaffen. 
öundesminister Jürgen Rüttgers hat mit 
dem Referentenentwurf für ein Informati- 
cs- und Kommunikationsdienstegesetz 
verläßliche, praktikable und wettbewerbs- 
°rientierte Rahmenbedingungen vorgelegt, 
mit denen die Chancen der neuen Infor- 
mations- und Kommunikationstechnolo- 
gien für Wachstum und Beschäftigung ge- 
atzt werden können. Dabei geht es auch 
ürn den Erhalt und den Ausbau der deut- 
schen Wettbewerbsvorteile in diesen Be- 
ziehen. Der im Gesetz festgelegte unein- 
geschränkte Marktzutritt ist hierfür eine 
entscheidende Grundbedingung. Mit dem 
Gesetzentwurf setzt Deutschland auch in- 
ternational Maßstäbe für die weitere Ent- 
wicklung neuer Techniken und Dienstlei- 
slUngsangebote. Zugleich erfolgt ein aus- 
gewogener Ausgleich des freien Wettbe- 

werbs mit berechtigtem Interesse der Nut- 
zer und der öffentlichen Ordnung. 
Der Bundesfachausschuß tritt in diesem 
Zusammenhang mit Nachdruck dafür ein, 
daß Regelungslücken im Bereich der 
Mißbrauchsbekämpfung, die durch die 
neuen Verbreitungstechniken entstanden 
sind, geschlossen werden. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die Gewährleistung 
eines effektiven Jugendschutzes. Hierfür 
muß das vorgesehene Gesetz ein umfas- 
sendes Konzept zur Verfügung stellen. 
Dies sieht vor allem die Anpassung des 
Gesetzes über die Verbreitung jugendge- 
fährden der Schriften vor, insbesondere die 
Erweiterung des Schriftenbegriffs sowie 
die Verpflichtung zu technischen oder 
sonstigen Vorkehrungen im Zusammen- 
hang mit der Verbreitung indizierter Ange- 
bote. 

Neuland im Jugendschutz 

Der Bundesfachausschuß unterstützt es, 
daß das vorgesehene Gesetz mit der Be- 
stellung von Jugendschutzbeauftragten als 
Ansprechpartner für Nutzer und als Bera- 
ter für Diensteanbieter Neuland im Ju- 
gendschutz betreten wird. Dieses Konzept, 
das neben Verhaltens- bzw. Verbotsnor- 
men auch eine funktionierende Selbstkon- 
trolle mit einbezieht, wird ergänzt durch 
Klarstellung des Schriftenbegriffs im Be- 
reich des Straf- und Ordnungswidrigkei- 
tenrechts. 
Jugendgefährdende und gewaltverherrli- 
chende Inhalte lassen sich wegen des 
grenzüberschreitenden Charakters der 
neuen Dienste nicht mehr allein national- 
staatlich bekämpfen. Wir müssen daher al- 
les tun, um die internationale Zusammen- 



Seite 14 • UiD 39/1996 DOKUMENTATION 

Bürgersinn in Kommunen 
Wohlfahrtsverbände, Kir- 

chen, aber auch Parteien 
und Gewerkschaften beklagen 
einen schwindenden Bürger- 
sinn, eine abnehmende Bereit- 
schaft der Bürger, sich ehren- 
amtlich für andere und für das 
Gemeinwesen einzusetzen. 
Andererseits ist gerade auf 
kommunaler Ebene auch ein 
gegensätzlicher Trend zu beob- 
achten. Bürger engagieren sich 
in nicht geringer Zahl für ihre 
Kommune, für ihren Stadtbezirk, 
für sozial Schwache oder über- 
nehmen aus eigener Initiative 
und eigenverantwortlich Aufga- 
ben, für die üblicherweise die 
Politik und die örtliche Verwal- 
tung als zuständig erachtet wer- 
den. 
Unter dem Titel „Bürgersinn in 
Kommunen" hat die Konrad- 
Adenauer-Stiftung eine Doku- 
mentation über „Neue Formen 
bürgerschaftlichen Engage- 
ments" herausgegeben und dar- 
in die Aktivitäten von 43 unter- 

schiedlichsten Initiativen aus 
den alten und jungen Bundes- 
ländern vorgestellt. Sie er- 
strecken sich vom Umwelt- 
schutz und der Wirtschaftsför- 
derung über die Krankheitspro- 
phylaxe und Kriminalprävention 
zur Kulturarbeit und zu Freizeit- 
aktivitäten. Eindeutig im Vorder- 
grund steht jedoch soziales En- 
gagement in all seinen Facet- 
ten. Die Dokumentation behan- 
delt aber auch die Frage, ob die 
traditionelle ehrenamtliche Ar- 
beit als Auslaufmodell zu be- 
zeichnen ist und entwickelt ord- 
nungspolitische Leitlinien und 
Maßnahmen, die Politikern, 
Bürgern, Verwaltungsexperten 
und Verbandsfunktionären Ori- 
entierungshilfen anbietet. 

Die Dokumentation ist über 
die Konrad-Adenauer-Stiftung 
(Referat Publikationswesen) 
Postfach 1420 
in 53732 Sankt Augustin 
(Fax: 02241/246479) 
zu beziehen. 

arbeit zwischen den jeweils national zu- 
ständigen Behörden zu verbessern und die 
Verwaltungen in Ausstattung und Ausbil- 
dung in die Lage zu versetzen, ihre Aufga- 
ben wirksam zu erfüllen. Hierfür bieten 
auch die Analysen und Betrachtungen, die 
die Europäische Kommission in der „Mit- 
teilung über illegale und schädigende In- 
halte im Internet" und im Grünbuch über 
den „Jugendschutz und den Schutz der 

Menschenwürde in audiovisuellen und In' 
formationsdiensten" angestellt hat, eine 
gute Grundlage. 
Der Bundesfachausschuß unterstützt ins- 
besondere auch, daß mit dem beabsichtig' 
ten Gesetz zur digitalen Signatur ein neue 
Weg zur Förderung der Datensicherheit 
beschritten wird, die eine wesentliche Vor 
aussetzung für die Entwicklung der neuen 
elektronischen Dienste darstellt. 
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Nützliche Hinweise zur Entwicklung 
der Medienkonzentration 

Studie über Umfang und Aus- 
wirkung der Beteiligung von 
Presseunternehmen am privaten 
Rundfunk in Deutschland 

Die Arbeitsgruppe Kommunikations- 
forschung München (AKM) hat im Auf- 
trag des Bundesinnenministers eine 
Studie über Umfang und Auswirkung 
der Beteiligung von Presseunternehmen 
am privaten Rundfunk in Deutschland 
veröffentlicht. 

Neben dem Ergebnisbericht der durchge- 
führten Untersuchung umfaßt die Veröf- 
fentlichung zum einen eine Dokumenta- 
tion der Beteiligungen von Tageszeitun- 
gen, Verlagsgruppen und Multimedia-Un- 
ternehmen am privaten Hörfunk und Fern- 
sehen. Zum anderen stellt sie ausführlich 
die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse 
der privaten Fernseh- und Hörfunkpro- 
grammanbieter sowie der bedeutendsten 

Programmzulieferer in Deutschland dar. 
Für die 1994 begonnene und in diesem 
Jahr nach Überarbeitung abgeschlossene 
Datensammlung gibt es nach Aktualität 
und Ausführlichkeit bislang nichts Ver- 
gleichbares; so waren z. B. selbst für Mit- 
arbeiter der Landesmedienanstalten die In- 
haber- und Beteiligungsverhältnisse der 
verschiedenen Veranstaltergesellschaften 
bisher kaum überschaubar. 

Analyse der Verflechtungen 
Durch die Analyse der Verflechtungen 
zwischen Presse und privatem Rundfunk 
sowohl aus rundfunk- als auch aus presse- 
bezogener Sicht gibt die Studie auch nütz- 
liche Hinweise zur viel diskutierten Ent- 
wicklung der Medienkonzentration. 

Die Publikation ist als Band 41 in der 
Schriftenreihe der AKM-Studien 
erschienen. Sie ist beim Universitäts- 
verlag Konstanz - UVK-Medien - 
zu beziehen. 

Jugend sucht verstärkt nach Sicherheit bei der Union 
Nachlassende Zustimmung bei jün- 
geren Wählern der SPD gegenüber 
hat der Leiter der Forschungsgrup- 
pe Wahlen, Dieter Roth, vor allem 
auf die härter gewordene ökonomi- 
sche Situation in Deutschland 
zurückgeführt. 
Die „große Unsicherheit" über die Be- 
rufs- und Lebenschancen junger Men- 
schen habe zu einer Wählerwanderbe- 
wegung zur Union geführt. Die Men- 
schen hätten die Einschätzung, Sicher- 

heit eher bei der Union als bei der 
SPD zu finden. 

Außerdem führte Roth die SPD-Verlu- 
ste bei Jungwählern bis zu 30 Jahren 
darauf zurück, daß die SPD von ihrer 
Präsentation, ihrem Auftreten und ih- 
rer Politik als „alt" eingestuft werde. 
Auf die Frage, welche Partei die Inter- 
essen der jungen Menschen am besten 
vertritt, antworteten immer mehr junge 
Menschen „die Grünen" oder „die 
Union". 
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Neuordnung des Zivilschutzes - 
Ausdruck konsequenter Sparpolitik 

Die Neuordnung des Zivilschutzes trägt 
der Verbesserung der Sicherheitslage in 
Europa Rechnung. Die Konsequenz 
daraus ist eine Verringerung der bishe- 
rigen Vorkehrungen und Maßnahmen 
für den Zivilschutz ohne Beeinträchti- 
gung der Sicherheit und Gefahrenab- 
wehr. Dies bewirkt das Zivilschutzneu- 
ordnungsgesetz. 

Durch den Verzicht auf überflüssige Son- 
derstrukturen wird das hinderliche Neben- 
einander von Zivilschutz- und Katastro- 
phenschutzkräften in den Ländern besei- 
tigt. Die vier Zivilschutzbehörden des 
Bundes werden auf das Technische Hilfs- 
werk und das Bundesamt für den Zivil- 
schutz reduziert. So wird als Konsequenz 
der Neuordnung des Zivilschutzes der 
Bundesverband für den Selbstschutz zum 
Jahresende aufgelöst. Er bleibt als vertei- 
digungsfallbezogene Vorsorge erhalten 
und nach wie vor in der Verantwortung 
der Gemeinden. Die Gemeinden werden 
bei der Wahrnehmung der Aufgaben vom 
Bundesamt für den Zivilschutz unterstützt. 

Bundesfinanzierte Katastrophenschulen 
der Länder entfallen ebenso wie bundesfi- 
nanzierte Zentralwerkstätten. 6.000 spezi- 
elle Zivilschutzeinheiten des Bundes wer- 
den aufgelöst und Ergänzungsmaßnahmen 
für den Zivilschutzfall auf die besonders 
wichtigen Bereiche wie Brandschutz, Sa- 
nitätswesen, Betreuung und ABC-Schutz 
konzentriert. 
Der Bund stellt den Ländern künftig für 
80.000 Helfer rd. 9.500 Einsatzfahrzeuge 
zur Verwendung im Katastrophenschutz 
zur Verfügung. Diese Ausstattung steht 

den Ländern im Rahmen eines einheitli- 
chen Hilfeleistungssystems auch für 
Einsätze im Frieden zur Verfügung und er- 
spart den Ländern insoweit einen Teil ih- 
rer eigenen Aufwendung. Durch die völli- 
ge Integration der vom Bund finanzierten 
Ausstattung in den Katastrophenschutz 
der Länder soll die Effizienz bei der Nut- 
zung dieses Potentials gesteigert und so 
die Vorsorge für den Katastrophenfall ins- 
gesamt verbessert werden. 
Die Warnämter des bundeseigenen Warn- 
dienstes werden für Zivilschutzzwecke 
nicht mehr benötigt. Das Sirenennetz mit 
65.000 Sirenen, dessen Vorhaltung in der 
Vergangenheit mit erheblichen Kosten ver- 
bunden war und für dessen Modernisie- 

Von Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

rung rd. 500 Mio. DM nötig gewesen 
wären, ist aufgegeben worden. Die Ge- 
meinden haben rd. 33.000 Sirenen für ei- 
gene, vorwiegend Feuerwehrzwecke, über- 
nommen; der Rest wird in einem mehr- 
jährigen Programm abgebaut. Eine bun- 
desweite Warnung bleibt sichergestellt. 
Der Abbau von überflüssigen Bürokratien, 
die Straffung von Verwaltung und Organi- 
sation mit einer sachgerechten Zuordnung 
von Zuständigkeiten wie enge Verzahnung 
des Zivilschutzes mit dem friedensmäßi- 
gen Katastrophenschutz der Länder ge- 
währen nach wie vor Sicherheit der Bür- 
ger und Abwehr von Gefahren und Kata- 
strophen. J 
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Arbeitsmarkt im November 1996 
Arbeitsmarkt in Deutschland 
Im November 1996 stieg die Zahl der 
Arbeitslosen in Deutschland auf 3,94 
Millionen Menschen (Quote: 10,3 Pro- 
zent). Konjunktur und Wachstum ha- 
ben noch nicht die Kraft, für mehr Ar- 
beitsplätze zu sorgen. 

Arbeitsmarkt in den 
alten Bundesländer 
Ende November 1996 waren im We- 
sten Deutschlands 2,83 Millionen 
Menschen (Quote: 9,2 Prozent) ar- 
beitslos. Das waren 289 300 Menschen 
mehr als im November 1996 und 
55 900 mehr als im Oktober 1996. 
Insgesamt erhielten rund 600000 Men- 
schen eine Perspektive durch arbeits- 
marktpolitische Maßnahmen. Langsam 

wird auch in den alten Bundesländern 
das Instrument des produktiven Lohn- 
kostenzuschuß verstärkt angenommen 
(plus 5100 im Jahresvergleich). 

Arbeitsmarkt in den 
neuen Bundesländern 
Ende November 1996 waren 1,1 Mil- 
lionen Menschen (Quote: 15,0 Pro- 
zent) arbeitslos. 
In den neuen Bundesländern waren 
rund 750 000 Menschen durch arbeits- 
marktpolitische Instrumente beschäf- 
tigt. Zunehmend fehlt hier die Kofi- 
nanzierung für den produktiven Lohn- 
kostenzuschuß Ost. Im Vorjahresver- 
gleich sank die Zahl der Maßnahmen 
um 30000. Hier sind die Bundeslän- 
der gefordert ihrer Verantwortung 
nachzukommen. 

Seit Beginn der Anpassungsmaßnahmen 
im Jahre 1992 wurden 1,1 Mrd. DM ein- 
gespart, 1.400 Stellen im Gesamtbereich 
des Zivilschutzes sozialverträglich abge- 
baut, der Abbau weiterer 400 Stellen in 
s°zialverträglichem Rahmen wird erfol- 
gen. Statt in wie bisher drei Gesetzen ist 
die gesamte Zivilschutzmaterie in einem 
einzigen Gesetz geregelt. Dies führt zu ei- 
ner Rechtsbereinigung und Vereinfachung 
des Verwaltungsvollzuges. 
festgehalten wird am Prinzip der Freiwil- 
ligkeit der Mitwirkung ehrenamtlicher 
"elfer unter Mitwirkung der Hilfsorgani- 
Sationen im Katastrophen- und Zivil- 
Schutz. Die freiwilligen Helferinnen und 
Reifer bleiben das tragende Element im 
Katastrophen- und Zivilschutz, ohne sie 
^f ein funktionierender Katastrophen- und 
^ivilschutz nicht denkbar. Sie leisten in 
Jhrer freien Zeit einen unschätzbaren 
dienst an der Gemeinschaft und stehen 

zur Verfügung, wenn Hilfe benötigt wird. 
Deshalb gilt allen ehrenamtlichen Helfe- 
rinnen und Helfern insbesondere unser 
Dank für ihren aufopferungsvollen Ein- 
satz. Das Gesetz stellt sicher, daß auch 
zukünftig ehrenamtliche Hilfe durch staat- 
liche Hilfe unterstützt und gestärkt wird. 
Die besondere Bedeutung der ehrenamtli- 
chen Arbeit für den Zivilschutz wird durch 
namentliche Nennung der mitwirkenden 
Organisationen im Zivilschutzneuord- 
nungsgesetz unterstrichen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
grüßt das Gesetz zur Neuordnung des Zi- 
vilschutzes. Es unterstreicht eindrucksvoll 
den Reformwillen der Bundesregierung, 
trägt der veränderten Sicherheitslage in 
Europa nachhaltig Rechnung, konzentriert 
die Bemühungen des Bundes auf das We- 
sentliche und ist beredter Ausdruck einer 
konsequenten Sparpolitik der Bundesre- 
gierung. • 
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Deutschland November 1995 November 1996 

Arbeitslosenzahl 3578796 3942204 

Arbeitslosenquote 9,3% 10,3% 

Jugendliche unter 20 Jahren 97 848 102963 

Kurzarbeit 210957 215504 

Teilnehmer in Weiterbildung 561 581 

Beschäftigte in ABM 250026 264315 

Beschäftigte in § 242s u. 249h AFG 114340 88269 

Alte Bundesländer 

Arbeitslosenzahl 

Arbeitslosenquote 

Jugendliche unter 20 Jahren 

Kurzarbeit 

Teilnehmer in Weiterbildung 

Beschäftigte in ABM 

Beschäftigte in § 242s AFG 

November 1995 

2535 839 

November 1996 

2825114 

8,2% 

77350 

150770 

320670 

89670 

3121 

9,2% 

79088 

171015 

288557 

85621 

8303 

Neue Bundesländer November 1995 November 1996 

Arbeitslosenzahl 1042957 1117090 

Arbeitslosenquote 14,0% 15,0% 

Jugendliche unter 20 Jahren 20289 23875 

Kurzarbeit 60187 44489 

Teilnehmer in Weiterbildung 240911 251 358 

Beschäftigte in ABM 180625 198694 

Beschäftigte in § 242s AFG 111219 79966 

Daten: Bundesanstalt für Arbeit Dezember 19% 

Unsere 
Elektronischei 
Adressen: 

• INTERNET 

http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE 

*CDU# 

• X400 

c= de; a = dbp; 
p = edu; s = bund 
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Verwirklichung der Menschenrechte: 
L_Voraussetzung für Entwicklung _ 

Die Verwirklichung der 
Menschenrechte als politischer 
Auftrag 

EB Die Verwirklichung der universellen 
Menschenrechte ist eine unverzichtbare 
Voraussetzung für Freiheit, Frieden und 
Gerechtigkeit in der Welt. Der Einsatz für 
die Menschenrechte und die Unterstüt- 
?Ung von Initiativen, Aktionen und Orga- 
nisationen, die für eine Verwirklichung der 
Menschenrechte eintreten, ist deshalb ein 
*entrales Anliegen der Christlich Demo- 
kratischen Union. Dieser Einsatz besitzt 
heute eine besondere Aktualität. 

Trotz des Endes des Ost-West-Konflikts 
lst es bisher nicht gelungen, eine neue in- 
ternationale Friedensordnung zu errichten, 
die allen Völkern der Erde Freiheit und 
die Überwindung von Krieg und Not ge- 
macht hätte. Es zeigt sich vielmehr, daß 
Neue Kriege ausgebrochen sind und daß 
s'ch die Situation der Menschenrechte in 
emer ganzen Anzahl von Ländern eher 
verschlechtert hat. Nationalitätenkonflikte, 
^utonomiebestrebungen, ethnische, reli- 
giöse oder soziale Spannungen haben zu 
Krisen und Konflikten geführt, die in der 
^egel mit schlimmen Menschenrechtsver- 
'etziingen einhergehen. Weiterhin gibt es 
autoritäre oder totalitäre Staaten und dik- 
tatorische Regime, bei denen die Unter- 
drückung grundlegender menschlicher 
^•"eiheitsrechte zum Herrschaftsalltag 
gehört. Überdies bestehen vielerorts ge- 
^llschaftliche Strukturen oder traditionel- 
e Einstellungen und Verhaltensweisen, 
Reiche der Verletzung von Menschenrech- 
en Vorschub leisten. 

Die Erfahrung zeigt: Für die Verlet- 
zung von Menschenrechten sind nicht nur 
Staaten oder Regierungen verantwortlich, 
sondern auch einzelne tradierte Werthal- 
tungen und Verhaltensweisen. Die CDU 
unterstützt konsequent Bestrebungen, die 
darauf abzielen, in allen Ländern die staat- 
lichen, politischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen und zu 
stabilisieren, welche den Schutz der Men- 
schenrechte garantieren. Dazu gehört auch 

Beschluß des 
Bundesfachausschusses 

Entwicklungspolitik 

das Einwirken auf die Veränderung men- 
schenrechtsverletzender Traditionen und 
Verhaltensweisen. 

I. Überall wo das Recht der Menschen 
auf ein menschenwürdiges Leben mißach- 
tet und wo die Freiheit einzelner, be- 
stimmter Gruppen oder ganzer Völker un- 
terdrückt wird, tritt die Christlich Demo- 
kratische Union ein für die weltweite Ach- 
tung der Menschen- und Bürgerrechte auf 
der Grundlage der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte der Vereinten Natio- 
nen und der Wiener Erklärung der Welt- 
konferenz über Menschenrechte von 1993. 

I. Alle Unterzeichnerstaaten der Wiener 
Weltkonferenz müssen ihren Verpflichtun- 
gen zur Förderung der uneingeschränkten 
Achtung, Einhaltung und Wahrung aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für 
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alle Menschen in Übereinstimmung mit 
der Satzung der Vereinten Nationen und 
dem Völkerrecht nachkommen. Der uni- 
verselle Charakter dieser Rechte und Frei- 
heiten steht außer Frage. Die Intensivie- 
rung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Menschenrechte ist 
hierbei wesentlich. 

Menschenrechte und 
Demokratie 

Der beste Ordnungsrahmen für die 
Verwirklichung der Menschenrechte ist 
die Demokratie als Staats- und Lebens- 
form. Das hat auch die Weltkonferenz 
über Menschenrechte in Wien 1993 be- 
stätigt. Die Ausgestaltung der Demokratie 
ist nicht an spezifische institutionelle For- 
men gebunden. Die Förderung und Stär- 
kung von Demokratie weltweit ist deshalb 
ein maßgeblicher Beitrag zur Verwirkli- 
chung der Menschenrechte. 

Politisch schaffen die Menschenrech- 
te nicht nur einen Freiraum, innerhalb des- 
sen Menschen sich in einem Prozeß gere- 
gelter politischer Willensbildung die For- 
men ihres Zusammenlebens gestalten kön- 
nen, sondern sie sind auch ein Anspruch 
an den einzelnen, die Gesellschaft und den 
Staat. Der politische Freiraum muß von ei- 
ner Verfassung garantiert sein und gesell- 
schaftliche Entwicklung ermöglichen. Da- 
mit ist Menschenrechtspolitik ein Teil von 
Verfassungspolitik und von dem Bestre- 
ben nach der Sicherung der elementaren 
Grundvoraussetzungen eines demokrati- 
schen Rechtsstaates. 

I Die Verwirklichung von Menschen- 
rechten und Demokratie in Entwicklungs- 
ländern darf nicht an einem der zahlrei- 
chen und höchst unterschiedlichen Verfas- 

sungsmodelle und politischen Systeme der 
westlichen Länder gemessen werden, son- 
dern daran, ob grundlegende Elemente ei- 
ner menschenrechtskonformen Ordnung 
vorhanden sind. Darauf aufbauend können 
die verschiedenen Kulturen und Völker 
jeweils spezifische Institutionen und 
Formen finden, um die Achtung der Men- 
schenrechte praktisch umzusetzen. 

Die Menschenrechte sind die Grund- 
lage für die Schaffung von Transparenz, 
politischer Kontrolle und Rechtssicher- 
heit. Denn die Menschenrechte bilden je- 
nen persönlichen Freiraum, in den ein 
Staat gerade dann nicht eingreifen wird, 
wenn die Gewaltenteilung sowie die de- 
mokratische und juristische Kontrolle sei- 
ner Regierung gewährleistet sind. 

Die Menschen sollen weltweit, in je- 
der Gesellschaftsordnung und in jeder Na- 
tion das Recht haben, in verantwortungs- 
voller Freiheit zu entscheiden, in welcher 
Art von politischem, sozialem und wirt- 
schaftlichem sowie kulturellem System sie 
leben wollen. 

Der Einsatz für die Menschenrechte 
kann nicht auf die einzelstaatliche Ebene 
beschränkt bleiben. Vielmehr müssen die 
Menschenrechte als ein zentrales Hand- 
lungsfeld der internationalen Politik be- 
griffen werden. Internationale Politik muß 
Politik zur Verwirklichung der Menschen- 
rechte sein. Dafür gibt es nicht nur eine 
ethische und moralische Begründung. 
Vielmehr sind Frieden und Freiheit, wirt- 
schaftlicher Fortschritt und Entwicklung 
untrennbar mit der Verwirklichung der 
Menschenrechte verbunden. Wer für Frie- 
den in der Welt eintreten will, muß sich 
für die Verwirklichung der Menschenrech- 
te einsetzen. Das ist keine unzulässige 
Einmischung in die internen Angelegen- 
heiten anderer Staaten. J 
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m Besonders diejenigen Länder, die 
'trotz großer wirtschaftlicher und sozialer 
Probleme einen Prozeß der Demokratisie- 
rung eingeleitet haben, müssen von der in- 
ternationalen Gemeinschaft unterstützt 
Werden. Eine realistische und effiziente 
Entwicklungspolitik muß deshalb die För- 
derung von Demokratie in den Mittel- 
Punkt ihrer Anstrengungen stellen. Staa- 
ten, welche die Demokratisierung einge- 
leitet haben, müssen besonders gefördert 
Werden. 

m Die Christlich Demokratische Union 
Weiß, daß die Achtung der Menschenrech- 
te im Rahmen der unterschiedlichen natio- 
nalen und regionalen Besonderheiten so- 
^ie historischen, kulturellen und religiö- 
sen Voraussetzungen realisiert werden 
ttiuß. Das kann aber nicht als Ausflucht 
'ür die Einschränkung von Menschenrech- 
ten akzeptiert werden. Vielmehr muß ver- 
sucht werden, die Menschenrechte und 
Grundfreiheiten notfalls in der Auseinan- 
dersetzung mit den jeweils vorherrschen- 
den politischen, wirtschaftlichen und kul- 
turellen Interessen und Verhaltensmustern 
*u verwirklichen. 

sa Keineswegs geht es darum, Men- 
schen in anderen Kulturkreisen vorzu- 
schreiben, wie sie zu leben haben. Es geht 
aber darum, von ihnen - und nicht von 
den Machthabern - zu hören, wie sie le- 
ben wollen. Die Verletzung von Men- 
schenrechten aufgrund unterschiedlicher 
"kultureller Identität" ist nicht akzeptier- 
bar. Ethische Grundwerte sind in den 
Weltkulturen und den großen Weltreligio- 
nen weitgehend identisch. Die Bemühun- 
gen um Erkenntnis und Verbreitung des 
Bewußtseins über kulturübergreifenden 
Weltethos sind zu fördern. 

SQ Neuere Entwicklungen in Europa, 
Afrika, Asien und Lateinamerika belegen 

die Attraktivität und Akzeptanz von De- 
mokratie und Rechtsstaatlichkeit als Leit- 
bilder politischer und gesellschaftlicher 
Entwicklung. Demokratische Lebensform 
und Rechtssicherheit lassen sich keines- 
wegs nur auf die „westliche" Kultur ein- 
grenzen. Im Gegenteil: Es ist weltweit 
möglich, Demokratie als Lebensform un- 
ter Einbezug der jeweiligen kulturellen 
Identität zu verwirklichen. Mit fortschrei- 
tender Demokratisierung geht die Ver- 
wirklichung des Menschenrechtsgedan- 
kens einher. Auch in Europa wurden De- 
mokratie, Rechtssicherheit und die Men- 
schenrechte in einem gesellschaftlichen 
Prozeß durchgesetzt, gegen zum Teil er- 
hebliche kulturelle, kirchliche und tradi- 
tionelle Widerstände. Die eigene Kultur 
ging über diesem Prozeß nicht zugrunde, 
sondern behielt und entwickelte ihre Iden- 
tität weiter. Vergleichbare Entwicklungen 
sind auch für andere Regionen und Kifl- 
turbereiche zu erwarten. 

Menschenrechte und 
kulturelle Vielfalt 

Der Kulturbezug, genährt aus Religi- 
on, gesellschaftlichen Werten und Traditi- 
on, nimmt in der Menschenrechtsdebatte 
breiten Raum ein. In Europa wird zuneh- 
mend anerkannt, daß sich Entwicklung 
nicht nur von Nord nach Süd vollzieht. 
Das sachliche Gespräch mit Vertretern an- 
derer Kulturen sollte vor dem Hintergrund 
des Verständnisses für kulturelle Verschie- 
denheit fortgesetzt und erweitert werden. 
Denn Menschenrechtsverletzungen ver- 
stoßen nicht nur gegen den Allgemeinen 
Menschenrechtskatalog der Vereinten Na- 
tionen, sondern häufig auch gegen in allen 
Kulturen vorhandene religiöse und ethi- 
sche Auffassungen von der Würde des 
Menschen. Zudem gibt es in jeder Kultur 
eine herrschaftsbegrenzende Tradition und 
damit Vorstellungen von individuellem 
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und kollektivem Schutz gegen Willkür der 
Regierenden. 

EQ Kulturell anderen Auffassungen von 
Menschenrechten liegen verschiedene 
Wert- und Rechtsvorstellungen zugrunde. 
Eine Verständnisbrücke kann nur erstellen, 
wer sich eine ausreichende Kenntnis der 
Grundorientierungen anderer Kulturen 
verschafft und wer fähig und bereit ist, die 
Grundzüge seiner eigenen Kultur zu ver- 
deutlichen und, wenn notwendig, kritisch 
zu hinterfragen. Unter dieser Vorausset- 
zung kann interkulturelle Kommunikation 
einen wichtigen Beitrag zur Verwirkli- 
chung der Menschenrechte leisten. 

EH _ Kultur ist kein starres Gebilde, son- 
dern unterliegt Entwicklung und Wand- 
lung. Kultur kann nicht von Entwick- 
lungsprozessen ausgeschlossen werden. 
Vielmehr muß die gegenseitige Beeinflus- 
sung von Kultur und gesellschaftlicher 
Entwicklung gesehen werden. In der Ent- 
wicklungsmöglichkeit bzw. der Entwick- 
lungsnotwendigkeit von Kultur ist eine 
wesentliche Chance für die Entfaltung der 
universellen Menschenrechte weltweit zu 
finden. 

Der Einfluß der Religion auf kultu- 
relle Lebensformen ist besonders wichtig. 
Die Sinnsuche des Menschen ist eng mit 
religiöser Erfahrung verknüpft. Religion 
kann mitentscheidend für die Verwirkli- 
chung von Menschenrechten sein. Denn in 
nahezu allen Kulturräumen dieser Welt ist 
die Würde des Menschen auch aus religiö- 
sen und ethischen Werten begründbar. Vor 
allem gibt es in den Schriftreligionen 
Christentum, Judentum und Islam sowie 
im Buddhismus und Hinduismus jeweils 
eigene Ansätze und Strukturen der Be- 
gründung von Menschenrechten. Aber 
auch in naturreligiösen Gesellschaften bie- 
tet das Verständnis von Mensch und Kos- 
mos Ansätze für einen Dialog über Men- 
schenrechte. 

Ziele und Aufgaben eines 
interkulturellen Dialoges über 
Menschenrechte 

_ Den Vorwurf des „Kulturimperialis- 
mus", welcher den europäischen Ländern 
bei der Vertretung der Menschenrechte ge- 
legentlich gemacht wird, weist die Christ- 
lich Demokratische Union zurück. Denn 
es geht nicht darum, anderen Gesellschaf- 
ten europäische Lebensformen aufzuzwin- 
gen, sondern um die Charakterisierung 
von humanen Lebensformen, welche die 
Menschen ganz verschiedener Kulturen 
miteinander verbinden kann. Das univer- 
selle Prinzip der Menschenrechte selbst 
gibt die Antwort auf die Fragen, warum 
Europa andere Kulturen respektieren will 
und den sogenannten Kulturimperialismus 
ablehnt. Das Subjekt der Bemühungen um 
die Verwirklichung der Menschenrechte 
sind die Menschen selbst. Kulturformen 
werden respektiert, weil Menschen in ih- 
nen leben, die dieselbe Würde und das 
gleiche Recht haben. Somit hat ein inter- 
kulturell geführter Dialog eigentlich nicht 
die Kulturen zum Gegenstand, sondern 
will sich um eine konstruktive Verände- 
rung von Lebensbedingungen zur Wah- 
rung der Rechte und der Würde der Men- 
schen bemühen. Der Dialog muß deshalb 
die Kultur mit einbeziehen, weil mancher- 
orts die Lebensbedingungen mit Verweis 
auf überkommene „unwandelbare" Tradi- 
tionen willentlich nicht verbessert werden- 

_ Die Aufgaben eines übergreifenden 
interkulturellen Dialogs ergeben sich vor 
allem aus dem Verhältnis des universalen 
Geltungsprinzips zur kulturellen Vielfalt 
anderer Gesellschaften und deren Men- 
schenrechtsauffassungen. Wichtige Ele- 
mente dieses Aufgabenbereichs sind: die 
Suche nach transkulturellem Ethos, ein 
realistisches Bild von anderen Kulturen, 
die Analyse anderer Menschenrechtsver- 
ständnisse, die Beachtung sozio-ökonom»' 
scher Faktoren. 

j 
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Einsatz für die Verwirklichung 
der Menschenrechte 

m Der Einsatz für die Menschenrechte 
kann unterschiedliche Formen annehmen. 
Immer wieder zeigt sich, daß die stille 
Hilfe und der kritische Dialog wirksame 
Instrumente sein können, um gepeinigten 
Menschen individuell zu helfen. Auch 
können stabile Vertrags- und Handelsbe- 
ziehungen durchaus dazu beitragen, 
Rechtsstaatlichkeit entwickeln zu helfen 
oder Türen für einen „kritischen Dialog" 
zu öffnen. In vielen Fällen ist jedoch der 
Öffentliche Protest das wirksamste Instru- 
ment zur Eindämmung von Menschen- 
rechtsverletzungen. Die öffentliche und 
internationale Bekanntmachung von Men- 
schenrechtsverletzungen und der interna- 
tionale Protest können häufig weiteres Un- 
recht verhindern. Doch zum Aufbau wirk- 
samer Strukturen gegen Menschenrechts- 
verletzungen bedarf es weiterer Maßnah- 
men. Besonders wichtig ist es, den reform- 
orientierten Kräften in von Menschen- 
rechtsverletzungen betroffenen Gesell- 
schaften mit aller Anstrengung die not- 
wendige internationale Unterstützung für 
strukturelle gesellschaftliche, politische 
und rechtliche Veränderungen zu geben, 
^on zentraler Bedeutung ist bei all dem 
die Veränderung der politischen und ge- 
sellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
deshalb setzt sich die CDU mit Nach- 
druck ein für den Aufbau demokratischer 
ünd rechtsstaatlicher Ordnungen als ein 
2entrales Ziel internationaler und entwick- 
'fngspolitischer Zusammenarbeit. 

**si Der interkulturelle Dialog bietet die 
Möglichkeit der steten Einwirkung auf 
Bewußtseins- und Meinungsbildung. Da- 
°ei soll den angeblich religiösen, rechtli- 
chen oder ethischen Legitimierungen von 
^enschenrechtsverletzungen das Funda- 
ment entzogen werden. Verständnis für an- 

dere Kulturen und Kenntnis der kulturel- 
len Hintergründe sind dafür wesentlich. 
Bedingung und Notwendigkeit ist eine 
Versachlichung der Diskussion über die 
Frage der Menschenrechte. Zielgruppen 
sind politische Führungskräfte, Parteien, 
Vertreter des Justizwesens, Persönlichkei- 
ten des geistigen und kulturellen, wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens 
sowie Medienvertreter. Damit beabsichtigt 
die Christlich Demokratische Union nicht 
nur die Stärkung der politischen und juri- 
stischen Instanzen, sondern auch eine 
Stärkung der gesellschaftlichen Organisa- 
tionen als komplementären und parallelen 
Ansatz zu notwendigen politischen, ge- 
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Re- 
formen. 

• Empfehlungen zur 
Menschenrechtsarbeit 

ySM Beim weltweiten Einsatz für die Ver- 
wirklichung der Menschenrechte sollten 
folgende Grundsätze beachtet werden: 
• Alle Unterzeichnerstaaten der Wiener 
Weltkonferenz müssen ihren Verpflichtun- 
gen zur Förderung der uneingeschränkten 
Achtung, Einhaltung und Wahrung aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für 
alle Menschen in Übereinstimmung mit 
der Satzung der Vereinten Nationen und 
dem Völkerrecht nachkommen. Der uni- 
versal gültige Charakter dieser Rechte und 
Freiheiten steht außer Frage. 
• Die internen politischen und gesell- 
schaftlichen Rahmenbedingungen der 
Länder müssen so gestaltet werden, daß 
sie die Verwirklichung der Menschenrech- 
te zulassen. Die Demokratisierung von 
Staat und Gesellschaft und die Verwirkli- 
chung von Rechtssicherheit sind dazu we- 
sentliche Voraussetzungen. Die internatio- 
nale und entwicklungspolitische Zusam- 
menarbeit soll deshalb solchen Maßnah- 
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men, die auf eine Verwirklichung von De- 
mokratie und Rechtsstaatlichkeit hinwir- 
ken, Priorität einräumen. 
• Alle Vorhaben der bilateralen Zusam- 
menarbeit sind nach ihrem Zusammen- 
hang mit den Menschenrechten zu hinter- 
fragen. Im Rahmen der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit sind finan- 
zielle Hilfen noch stärker unter menschen- 
rechtlichen Gesichtspunkten einzusetzen. 
Sowohl im Bereich der staatlichen als 
auch im Bereich der nicht-staatlichen Zu- 
sammenarbeit muß dem größeres Gewicht 
beigemessen werden. 
• Der Stärkung und Durchsetzung des 
Menschenrechtsschutzes für Frauen ist be- 
sonders dringlich. Aufgrund ihres Ge- 
schlechts sind Frauen noch immer Opfer 
besonderer Unterdrückung, spezifischer 
Diskriminierung und gezielter Verfolgung, 
welche entweder unmittelbar vom Staat 
ausgehen oder von ihm toleriert und nicht 
wirksam bekämpft werden. Die rechtliche, 
politische und faktische Gleichstellung der 
Frauen ist unverzichtbar Bestandteil der 
Verwirklichung der Menschenrechte und 
sollte zentraler Bestandteil des politischen 
Dialogs und der internationalen und ent- 
wicklungspolitischen Zusammenarbeit 
sein. 
• Kinder sind vielerorts Opfer spezifi- 
scher Menschenrechtsverletzungen und 
bedürfen daher eines besonderen 
Schutzes. Die Instrumente zum Schutz der 
Kinder müssen ausgebaut werden. Bei al- 
len Maßnahmen zum Schutz und zur Ver- 
wirklichung der Menschenrechte ist noch 
stärker als bisher darauf zu achten, daß 
insbesondere die Rechte der Kinder ge- 
schützt und verwirklicht werden. 
• Diejenigen gesellschaftlichen Gruppen, 
Organisationen und Institutionen, welche 
sich für die Menschenrechte einsetzen, 
sollen als Partner im Rahmen der interna- 
tionalen Zusammenarbeit besonders geför- 
dert werden. Die Unterstützung von 

Selbsthilfe- und Nicht-Regierungsorgani- 
sationen ist in der Regel ein wichtiger Bei- 
trag zur Stärkung von Menschenrechten.. 

• Der interkulturelle Dialog ist ein wich- 
tiges Instrument für die Verwirklichung 
der Menschenrechte. Er bietet die Platt- 
form für die Diskussion unter gleichbe- 
rechtigten Partnern unter Anerkennung 
unterschiedlicher Kulturen, ohne auf das 
Ziel der vollen Verwirklichung der Men- 
schenrechte zu verzichten. Der Dialog 
muß insbesondere mit den Eliten in Poli- 
tik, Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur und 
vor allem auch im Bildungsbereich ge- 
führt werden, um die Akzeptanz und Ver- 
wirklichung von Menschenrechten nicht 
nur verbal, sondern auch politisch zu be- 
treiben und eine Veränderung des Den- 
kens, der Wertorientierung und des Ver- 
haltens zu bewirken. 

• Staaten, Unternehmen oder auch inter- 
nationale Organisationen sollen sich nicht 
zum Spielball menschenrechtsverachten- 
der Regime machen lassen. Der Wettbe- 
werb um Markt- oder Investitionsvorteile 
darf nicht zu Lasten der Menschenrechte 
gehen. Vielmehr sollten Staaten, Unter- 
nehmen oder andere Organisationen ihre 
Kontakte, Wirtschaftsbeziehungen und 
Aktivitäten überall dazu nutzen, für die 
Achtung der Menschenrechte und die Ein- 
führung und Durchsetzung entsprechender 
rechtlicher und institutioneller Standards 
zu werben. Besonders in ihrem eigenen 
Bereich sollten Unternehmen und Organi- 
sationen, wo dies nicht der Fall ist, inter- 
nationale Standards des Menschenrechts- 
schutzes anwenden. 

• Straffreiheit bei Menschenrechtsverlet- 
zungen darf es nicht geben. Die internatio- 
nale Gemeinschaft und die internationalen 
Institutionen müssen die Instrumente wei- 
terentwickeln, welche darauf abzielen, 
diejenigen zu verfolgen und abzuurteilen, 
die Menschenrechte verletzen oder Men- 
schenrechtsverletzungen anstiften. ^ 
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Schule muß Chancen eröffnen 
»»Unsere Zukunft nicht verspielen!" So 
lautet der Titel eines Konzeptes, das der 
Bundesvorsitzende der 15.000 Mitglie- 
der zählenden Schüler Union Deutsch- 
lands, Florian Schuck, bei einem Pres- 
segespräch in Bonn vorgestellt hat. 
Die von Schülern und Abiturienten ver- 
faßten sechs Thesen greifen auf, was 
Schüler täglich erleben, und zeigen, wie 
dringend Schule in vielen Bereichen 
Modernisierung braucht. 

In Gesprächen über diese Thesen mit Bil- 
dungsverbänden, Lehrerverbänden, 
Arbeitgebern, Gewerkschaften und Kam- 
mern, mit Politikern in Bund und Ländern 
^ill die Schüler Union eine neue bil- 
dungspolitische Diskussion erzwingen. 

• Fit für das 21. Jahrhundert? 

^ie Informationsgesellschaft, neue Tech- 
nologien und neue Medien sind Entwick- 
'ungen, die gerade unsere Zukunftschan- 
cpn in einer Weise beeinflussen, wie es 
s'ch die Eltern- und Lehrergeneration 
^um vorstellen kann. Doch viele von uns 
^rlassen das Schulsystem mit einer gegen 
^ull tendierenden Kompetenz im Umgang 
^'t dieser Medienwelt. 

^ie Beschäftigung mit neuen Technologi- 
en darf nicht länger derart sträflich ver- 
nachlässigt werden. Der gezielte Einsatz 
eispielsweise von Internet kann den Ho- 

r,zont der Schule und der Schüler enorm 
^•"Weitem. Für Facharbeiten, Referate und 
J^ausaufgaben, Unterrichtsvor- und -nach- 
be'"eitung können Schüler wie Lehrer von 
Lesern Arbeitsmittel profitieren. Dazu 
Müssen die Schulen endlich entsprechend 
aüsgestattet werden, aber auch das Lehr- 
Pßrsonal muß entsprechend qualifiziert 
Werden. 

• Auf dem Weg in ein geeintes 
Europa? 

Wie bereitet die Schule darauf vor? Mit ei- 
ner völlig unzureichenden Sprachausbil- 
dung zum Beispiel. Es ist unverständli- 
cherweise immer noch möglich, mit nur 
einer Fremdsprache Abitur zu machen. 
Und viele Abiturienten sind nicht einmal 
in dieser einen Fremdsprache in der Lage, 
auch nur einfache Briefe zu verfassen. Die 
Europäische Union kommt als Unter- 
richts- bzw. Prüfungsthema nicht vor. 

Jürgen Rüttgers: In einer Welt, 
deren Wissen sich alle fünf 
Jahre verdoppelt, muß der 

Unterricht „Schlüsselqualifika- 
tionen" statt Detailwissen 

vermitteln. 

Die Fremdsprachenausbildung muß inten- 
siviert werden, um jungen Menschen bes- 
sere Startchancen in einer internationali- 
sierten Ausbildungs-, Arbeits- und Wirt- 
schaftswelt zu ermöglichen. Warum ist es 
im Fremdsprachenunterricht nicht mög- 
lich, international anerkannte standardi- 
sierte Sprachzertifikate zu erwerben? War- 
um nicht zweimonatige Sprachkurse an 
ausländischen Schulen, gemeinsame 
Schulprojekte? Die Schulen müssen die 
historische Chance und Faszination eines 
geeinten Europas in der Schule endlich er- 
fahrbar machen. 

• Wir lernen fürs Leben 
Die Wissensvermittlung in Leistungskur- 
sen zeichnet sich heute vielfach dadurch 
aus, daß punktuelles Spezialwissen ange- 
lernt wird, während gleichzeitig gravieren- 
de Lücken im Allgemeinwissen bestehen 
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bleiben. So ist es keine Seltenheit, daß im 
Chemieleistungskurs Teilbereiche bereits 
Vordiplomniveau erreichen, die Schule 
sich aber gleichzeitig mit rudimentären 
Kenntnissen in Mathematik oder im Ge- 
brauch der deutschen Sprache zufrieden 
gibt, viele Abiturienten erst gar nicht in 
der Lage sind, z. B. den Unterschied zwi- 
schen der Erst- und Zweitstimme bei den 
Bundestagswahlen zu erklären. 
In der gymnasialen Oberstufe ist die Ver- 
mittlung eines umfassenden Allgemein- 
wissens, wie es von uns erwartet wird, 
wenn wir ein Hochschulstudium aufneh- 
men oder ins Berufsleben eintreten, total 
in den Hintergrund gerückt. 
In einer Zeit, in der Wissen schneller veral- 
tet als jemals zuvor und sich das uns zur 
Verfügung stehende Wissen in immer kür- 
zeren Abständen verdoppelt, wird die 
Fähigkeit zu lernen für uns junge Men- 
schen immer entscheidender. 

• Kreativität und Innovation 
Schulische Aktivitäten wie Musik, Kunst, 
Theater usw., die eigene schöpferische 
Leistungen erfordern, werden zunehmend 
weniger gefordert und gefördert. In der 
Oberstufe besteht sogar die Möglichkeit, 
gänzlich ohne künstlerische Fächer auszu- 
kommen. Dabei wird deren Bedeutung für 
die Ausbildung unterschätzt. Gerade in 
diesen Fächern werden Kreativität gefor- 
dert, unkomplizierte Lösungswege gegan- 
gen und wird viel Innovationsgeist ent- 
wickelt. So haben beispielsweise Natur- 
wissenschaften oder Unternehmertum und 
Kunst vieles gemeinsam. Der entscheiden- 
de Durchbruch erfolgt immer durch Krea- 
tivität. Die unzureichende Vermittlung von 
Flexibilität im Lernen, Denken und Han- 
deln wird als schwerwiegender Mangel 
deutscher Ausbildung empfunden. Daher 
ist dem künstlerischen Teil schulischer 
Ausbildung, insbesondere auch in Arbeits- 
gemeinschaften, mehr Bedeutung zuzu- 
messen. Schule muß Kreativität fördern! 

• Schlüsselqualifikationen 
Die falsche Prioritätensetzung in der 
Schule schlägt sich auch in sog. „Schlüs- 
selqualifikationen" nieder, die uns in 
neunjähriger Schulzeit nicht oder sehr un- 
zureichend vermittelt werden. Entschluß- 
kraft, Flexibilität, Zusammenarbeit und 
das Suchen gemeinsamer Lösungen sind 
Kompetenzen, die in der Schule fast kom- 
plett unter den Tisch fallen. Darüber hin- 
aus werden Effekte flächenübergreifenden 
Lernens und Erarbeitens einzelner Proble- 
me nicht erkannt. Überfachliche Qualifi- 
kationen, die doch der Weg vom Wissen 
zum Handeln sind, werden nicht vermit- 
telt, nicht erwartet. 

Schule muß auf die gezielte Persönlich- 
keitsentwicklung großen Wert legen. Ko- 
operationsfähigkeit, DurchsetzungsvermÖ- 
gen, Ausdrucks-, Diskussions- und Team- 
fähigkeit müssen in der Schule trainiert 
werden. Zum Beispiel könnten wöchentli- 
che Diskussionsforen zu tagesaktuellen 
Themen nach dem Vorbild des britischen 
Debating in den Stundenplan aufgenom- 
men werden. 

• Berufswelt 
Berufswelt ist für Schule heute ein Fremd- 
wort. Schule und mit ihr die Schüler 
schmoren im eigenen Saft. Die Folge da- 
von: Unkenntnis über die Anforderungen 
und Chancen in der Berufswelt sowie Ori' 
entierungslosigkeit bei der Studien- bzw. 
Berufswahl. 

Die Öffnung der Schule für die Arbeits- 
welt muß hier Abhilfe schaffen. Be- 
triebserkundungen, Praktika müssen Teil 
schulischer Ausbildung werden. Unter- 
richtsgespräche mit Vertretern aus Unter- 
nehmen, Handwerk, Kammern und Ge- 
werkschaften müssen das klassische An- 
gebot ergänzen. Auch die konkrete, pro- 
jektbezogene Zusammenarbeit mit Unter- 
nehmen sollte nicht gescheut werden.     ^ 
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